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Die Demokratie wird in Europa zurzeit gleich zweifach herausgefordert. Sowohl 
auf der Gemeinschaftsebene der Europäischen Union (EU) als auch auf der Ebe-
ne der Nationalstaaten stehen demokratische Institutionen unter Druck oder 
werden bereits in ihrer Funktionsfähigkeit eingeschränkt. Zwei Entwicklungen 
sind hierfür kennzeichnend: Einerseits sind die Entscheidungsbefugnisse der 
EU in den vergangenen Jahrzehnten rapide angewachsen und haben an Umfang 
und Eingriffstiefe gewonnen – ohne dafür adäquate Mechanismen demokrati-
scher Legitimation bereitzustellen. Diesem Demokratiedefizit der EU steht ande-
rerseits seit einigen Jahren ein Anstieg des nationalistischen Populismus in den 
Mitgliedsstaaten gegenüber, der eindeutig autoritäre Züge aufweist. In einigen 
Fällen wie Ungarn und Polen haben diese politischen Kräfte es bereits vermocht, 
die heimischen Institutionen des demokratischen Verfassungsstaats effektiv zu 
unterminieren. Auf beiden Ebenen, der nationalen wie der supranationalen, ste-
hen die Zeichen also auf demokratischen Abschwung. In diesem Beitrag argu-
mentiere ich, dass die beiden Entwicklungen kausal miteinander verbunden 
sind und sich zudem gegenseitig verstärken. Sie lösen so einen Teufelskreis 
zunehmend autoritärer Herrschaftsformen in Europa aus. 

Der Kern des Arguments ist folgender: Das Demokratiedefizit der EU führt zu 
vermehrtem öffentlichem Widerstand gegen weitere Integrationsschritte, ins-
besondere in Feldern wie der Wirtschafts- und Sozialpolitik, die durch große 
Verteilungseffekte gekennzeichnet sind. Wie ich in meiner Forschung zur Not-
standspolitik in der Eurokrise gezeigt habe, geben europäische Entscheidungs-
träger diesem Druck jedoch nicht nach, wenn sie europäische Lösungen als 
funktional notwendig erachten. Vielmehr umgehen sie dann den öffentlichen 
Widerstand durch „verdeckte Integration“, indem sie Befugnisse und Kapazitäten 
zu EU-Institutionen verlagern, die dem demokratischen Zugriff entzogen sind. 
Auf diese Weise wird die Regierungsfähigkeit der EU gestärkt, allerdings auf 
Kosten einer Vertiefung der demokratischen Legitimationslücke. Im Gegenzug 
entfremden sich viele Menschen weiter von der EU und beginnen sie funda-
mental abzulehnen. So wird einer nationalistischen Geisteshaltung sowie der 
populistischen Anklage proeuropäischer Eliten Tür und Tor geöffnet. Antilibera-
le, autoritäre Tendenzen können daher auch in den demokratischen Verfas-
sungsstaaten Europas um sich greifen. Sie bedrohen nicht nur demokratische 

Europas doppeltes Demokratieproblem 
�Defizite von EU und Mitgliedsstaaten 
verstärken sich gegenseitig
Christian Kreuder-Sonnen

Summary: �Europe is currently marked by democracy problems 
at both the Community and the Member State levels. The EU 
suffers from a general democratic deficit and has even turned 
to modes of authoritarian rule during the euro crisis. In the 
Member States, on the other hand, there has been a wide-
spread surge of nationalist populism with authoritarian incli-
nation. It is argued that these two developments are causally 
linked and mutually reinforcing, fueling a vicious cycle of in-
creasingly undemocratic rule at the national as well as the su-
pranational level.

Kurz gefasst: �Europa ist derzeit von Demokratieproblemen so-
wohl auf der Gemeinschaftsebene als auch auf der Ebene der 
Mitgliedsstaaten geplagt. Die EU leidet unter einem Demokra-
tiedefizit und ist während der Eurokrise sogar in teilweise au-
toritäre Herrschaftsmuster verfallen. In den Mitgliedsstaaten 
wiederum greift der nationalistische Populismus um sich und 
sorgt hier für autokratische Tendenzen. In diesem Beitrag wird 
argumentiert, dass diese zwei Entwicklungen kausal miteinan-
der verbunden sind und sich gegenseitig verstärken. Sie lösen 
so einen Teufelskreis zunehmend undemokratischer Herr-
schaftsformen in Europa aus.
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Institutionen in den Mitgliedsstaaten, sondern verschlechtern abermals die Be-
dingungen für eine vertiefte europäische Integration. 

Dieser Kreislauf kam im Übergang vom sogenannten permissive consensus (er-
möglichender Konsens) zum constraining dissensus (beschränkender Dissens) in 
Gang, der in den 1990er Jahren startete. Mit dem Vertrag von Maastricht im Jahr 
1992 begann die EU einen Prozess der progressiven Supranationalisierung po-
litischer Autorität, der sich teils sogar auf staatliche Kernkompetenzen erstreck-
te. Mehr und mehr Kompetenzen wurden in immer größeren Bereichen an 
EU-Institutionen übertragen und so der direkten Kontrolle durch die Mitglieds-
staaten entzogen. Zwar wurde das Europäische Parlament in dieser Zeit auch 
gestärkt, jedoch konnte es nie zu einer wahrhaft supranationalen repräsentati-
ven Institution werden, die die partizipativen Legitimitätsanforderungen an die 
EU hätte erfüllen können. Die wachsende supranationale Autorität mit ihren 
vermehrt direkten und spürbaren Konsequenzen für ihre Adressaten führte zu 
einer Politisierung der europäischen Integration, in deren Folge weitere Über-
tragungen von Hoheitsaufgaben an EU-Institutionen von der Öffentlichkeit 
nicht mehr schweigend akzeptiert, sondern teils lautstark abgelehnt wurden. 
Die Mitgliedsstaaten und die Kommission versuchten daraufhin, diesen be-
schränkenden Dissens zu umgehen, indem sie die Integration durch nichtmajo-
ritäre Institutionen oder exekutiv-dominierte Kanäle vorantrieben, ohne die 
breitere Öffentlichkeit zu beteiligen. Ein Paradebeispiel ist der Vertrag von Lis-
sabon, der den 2006 an nationalen Referenden gescheiterten Verfassungsver-
trag weitestgehend kopierte, aber aufgrund geringerer demokratischer Mitbe-
stimmung letztlich in Kraft treten konnte. Allerdings führten derlei Formen der 
verdeckten Integration nicht zu weniger, sondern letztlich zu noch mehr Mobi-
lisierung und Polarisierung. Die Auseinandersetzung um die „europäische Fra-
ge“ begann sich zum Teil in eine grundsätzliche Ablehnung der Institution EU zu 
verwandeln. 

Eine weitere Folge dieser Entwicklung lässt sich anhand der Eurokrise aufzei-
gen. Hier sahen sich die europäischen Entscheidungsträger mit besonders star-
ken funktionalen Zwängen zur Integration konfrontiert, gleichzeitig aber auch 
mit einem besonders starken beschränkenden Dissens in der Öffentlichkeit. 
Zwar wurde ein supranationaler Kapazitätsaufbau vielerorts als absolut not-
wendig angesehen, um der Krise zu begegnen. Doch gleichzeitig schien der offe-
ne und prozedural legitime Weg dorthin versperrt: Rechtlich hätte ein solcher 
Schritt eine Vertragsreform erfordert, die schon unter den Mitgliedsstaaten um-
stritten war und zudem aufgrund der öffentlichen Ablehnung – nicht zuletzt in 
Deutschland – wenig Aussicht auf Erfolg hatte. Stattdessen schaltete der Euro-
päische Rat in den Notstandsmodus und etablierte sogenannte Rettungsschirme 
wie den Europäischen Stabilisierungsmechanismus (ESM) außerhalb der 
EU-Rechtsordnung. Er erlaubte der Troika (EZB, EU-Kommission, IWF), die Emp-
fängerstaaten ihrer finanz- und wirtschaftspolitischen Souveränität zu berau-
ben, delegierte weitreichende Implementations- und Überwachungsaufgaben 
an die Kommission und wälzte wichtige politische Entscheidungen zur Euroret-
tung auf die unabhängige EZB ab, die von demokratischer Kontrolle ausgenom-
men ist. 

Diese quasiautoritären Züge europäischen Regierens kreierten wiederum poli-
tische Gelegenheiten für populistische Mobilisierung und Anreize zur Syste-
mopposition, die – so meine These – die Chancen der heute viel zitierten antili-
beralen und antieuropäischen Gegenreaktion bedeutsam steigerten. Dies ist 
meines Erachtens vor allem auf zwei Mechanismen zurückzuführen: Erstens 
wird das Demokratiedefizit der EU durch den beschränkten Zugang zu politi-
scher Opposition in europäischen Institutionen verstärkt. Dies hat der Politolo-
ge Peter Mair bereits 2007 in seinem Artikel „Political Opposition and the Euro-
pean Union“ herausgearbeitet. Die Folge ist die Mobilisierung von populistischer 
Systemopposition. Vereinfacht gesagt: Wer mit einer politischen Richtung der 
EU unzufrieden ist, hat kaum Chancen, sich effektiv Gehör zu verschaffen und 
auf politischer Ebene Änderungen herbeizuführen. Es bleibt lediglich die funda-
mentale Opposition gegen die EU als solche. Notstandspolitik auf europäischer 
Ebene verschärft dieses Problem: Besonders tiefe Eingriffe durch Maßnahmen 
der EU, die zudem die demokratischen Prozeduren in den Mitgliedsstaaten 
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schwächen, führen schnell zum öffentlichen Eindruck der Fremdherrschaft 
durch entfernte und unkontrollierbare Technokraten. In Verbindung mit dem 
während der Krise von Entscheidungsträgern geprägten Notstandsdiskurs, der 
politische Maßnahmen kontinuierlich als notwendig und alternativlos darstellt, 
entwickeln unzufriedene Wähler nicht nur antieuropäische Einstellungen, son-
dern entfremden sich auch vom heimischen politischen „Mainstream“, der als 
mitschuldig wahrgenommen wird. Diese Voraussetzungen treiben die Wähler in 
die Arme nationalistischer Populisten. 

Zweitens stellen die komplexen institutionellen und politischen Konfiguratio-
nen europäischer Notstandspolitik eine ideale Zielscheibe für den populisti-
schen Anti-Establishment-Diskurs dar. Da Populismus auf der Kritik selbstrefe-
renzieller Eliten fußt, zehrt er von opaken und kaum zurechenbaren politischen 
Entscheidungen, die von Technokraten umgesetzt werden. Zum einen können 
populistische Anführer die Notstandsgewalten der EU-Institutionen nutzen, um 
Brüssel bzw. Frankfurt für unliebsame Politik verantwortlich zu machen. 
Schließlich ist die Delegations- und Legitimationskette von der Bevölkerung zu 
den politischen Entscheidungsträgern brüchig und für die Öffentlichkeit schwer 
nachvollziehbar. Eigene nationale und lokale Verantwortlichkeiten können da-
her leichter verdeckt werden. Die Verantwortung für unpopuläre politische Ent-
scheidungen wird so vermehrt auf die europäische Ebene abgewälzt und der 
Euroskeptizismus weiter angefacht. Zum anderen erlaubt die Komplexität und 
Ungreifbarkeit von Verantwortlichkeiten und Konsequenzen europäischer Not-
standsmaßnahmen den Populisten, die EU für alle möglichen politischen Miss-
stände verantwortlich zu machen, unabhängig sowohl vom Grad ihrer Beteili-
gung an den Politiken als auch vom Grad der eigenen Betroffenheit. 

Meiner Einschätzung nach haben diese Faktoren zum Anstieg des autoritären 
Populismus in Europa beigetragen, der teilweise gar zu demokratischen Rück-
fällen in einigen Mitgliedsstaaten geführt hat. Mehrere zentral- und osteuropä-
ische Mitgliedsstaaten wie Ungarn, Polen, Rumänien, Bulgarien oder Slowenien 
weisen mittlerweile Regierungssysteme mit wachsenden autoritären Zügen auf. 
Doch auch jenseits der postkommunistischen Staaten gab es eine starke Zunah-
me von Parteien und Bewegungen an den politischen Rändern, die Europa zu-
gunsten nationaler und exklusionistischer Lösungen ablehnen. In Südeuropa 
sind es linksgerichtete populistische Parteien, die teils mächtige politische Her-
ausforderer geworden sind. In Nord- und Westeuropa ist ein entschieden natio-

Christian Kreuder-Sonnen �ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Abteilung Global Governance im Pro-
jekt „Overlapping Spheres of Authority and Interface 
Conflicts in the Global Order (OSAIC)“. 2017 wurde er 
mit dem Friends of the WZB Award ausgezeichnet. 
[Foto: David Ausserhofer]

christian.kreuder-sonnen@wzb.eu

Populismus in ausgewählten EU-Staaten

Rumänien  82%

Polen  78%

Frankreich  63%

Niederlande  55%

Finnland  50%

Dänemark  49%

Vereinigtes Königreich  48%

Italien  47%

Schweden  35%

Spanien  33%

Deutschland  18%

Zwischen 18 und 82 Prozent der Wähler in Mitgliedsstaaten der EU haben 
laut einer Studie von YouGov aus dem Jahr 2016 populistische Einstellungen.
Dazu zählen die Ablehnung von Minderheitenrechten, von Zuwanderung 
und der Europäischen Union (Quelle: YouGov/Statistika).
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nalistischer Rechtspopulismus gewachsen, der autoritäre Alternativen zum li-
beralen Verfassungsstaat anbietet. 

Es scheint, als handle es sich hier um eine zyklische Entwicklung, in der die 
widersprüchlichen Tendenzen der euroskeptischen Politisierung sowie der un-
demokratischen Integration sich gegenseitig verstärken: Quasiautoritärer Su-
pranationalismus provoziert eine nationalistische Gegenreaktion, die genau die 
Bedingungen stärkt, die überhaupt erst zum Rückgriff auf Mittel der Notstands-
politik geführt haben. In einer möglichen nächsten Krise, in der Integrationslü-
cken geschlossen werden müssen, um eine halbwegs funktionsfähige EU zu 
erhalten, werden politische Maßnahmen der Gemeinschaft nur gegen noch grö-
ßeren öffentlichen Widerstand durchgesetzt werden können. Unter diesen Be-
dingungen werden Integrationsschritte daher zukünftig entweder scheitern 
oder ausschließlich auf Kosten der Demokratie gelingen. 

Aus dieser Perspektive erscheint die derzeitige europäische Malaise – mehr als 
alles andere – als ein Demokratieproblem. Reformversuche, die dieser Dimensi-
on nicht ausreichend Beachtung schenken, laufen Gefahr, das Problem zu ver-
größern anstatt es zu lösen, ungeachtet all ihrer potenziellen funktionalen Vor-
teile. 
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